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SparenmitB-Post–oder:
Münchenstein imJammertal
DieGemeindeversammlung akzeptiertmit einem
Murren die Sparmassnahmen – nur einmalmuckt sie auf.

EsgibtAngenehmeres für einen
Gemeinderat, als Sparmassnah-
men zu definieren. Schon der
Namemissfällt. Darumheissen
solche Vorhaben in der Regel
nicht so. Sondern Stabilisie-
rungsmassnahmen. Gleich 38
solche hat die Münchensteiner
Exekutive kreiert. Um satte 8,1
MillionenFranken sollen siedie
künftigen Rechnungen entlas-
ten.AnderGemeindeversamm-
lung vom Montagabend im or-
dentlich gefüllten Kultur- und
Sportzentrum kamen Budget
und alle Vorschläge durch. Aus-
ser einem.

Die «Gmeini» will die Steu-
ern weniger stark anheben als
der Gemeinderat, nämlich um
1 statt um2 Prozentpunkte. Der
Satz für natürliche Personen
steigt folglich ab demkommen-
den Jahr auf 60 Prozent der

Staatssteuer. Damit dürfte das
Defizit 2022 höher ausfallen
als budgetiert. Der Voranschlag
rechnet mit einem Minus von
1,94Millionen Franken.

Personalabbauundviele
BriefenurnochmitB-Post
Die Ortsparteien von SVP und
FDP hatten vorgeschlagen, den
Satzbei 59 Prozent zubelassen.
Der Antrag verlor aber gegen
den letztlich siegreichen Kom-
promiss,deneinVersammlungs-
besucher eingebracht hatte.
EineAuswahlderSparmassnah-
men: Es sollen mehr Briefe mit
B-Post verschickt werden, die
Kultur und die Feuerwehrmüs-
senbluten,dieHundesteuerund
dieFeuerwehrersatzabgabestei-
gen, Bestattungen kosten wie-
der, und die Steuerveranlagun-
genwurden ausgelagert. (bwi)

SteuerneinzweitesMalerhöht
Neben der Steuerdebatte ging es imReinacher Einwohnerrat umdie
Daseinsberechtigung des Bauinspektorats.

Caspar Reimer

Der Steuerfuss für natürliche
Personen steigt in Reinach von
aktuell 54,5 auf 57 Prozent für
das kommende Jahr. Das hatte
derEinwohnerrat nach langwie-
riger Debatte am Montag ent-
schieden.Bereits für das laufen-
de Jahr waren die Steuern um
zweiProzentpunkte erhöhtwor-
den.

Die Grünen waren mit
Unterstützung der SVP dafür
eingetreten, aufdie Steuererhö-
hung zu verzichten. «Solange
dasSparpotenzial inderVerwal-
tungund imInfrastrukturunter-
halt nicht ausgeschöpftwirdund
nochunbekannt ist,welcheAus-
wirkungendiePandemieaufdie
Finanzkraft der Steuerpflichti-
gen hat, ist diese zweite Steuer-
erhöhung nicht zumutbar», ar-

gumentierte Katrin Joos Rei-
mer (Grüne). Dieser, wie auch
der Kompromissvorschlag von
Thierry Bloch (FDP), die Steu-
ern nur auf 56 Prozent zu erhö-
henund so«eineAbwanderung
von Topverdienern zu ver-
hindern», unterlagen in der
Schlussabstimmung.

Gemeindepräsident Mel-
chior Buchs (FDP) verwies wie-
derholt auf das strukturelle De-
fizit, dasdieReinacherFinanzen
belastet, und auf die Kosten im
Bildungs- und Gesundheitsbe-
reich,dieweiter zunehmen.Bar-
bara Wyttenbach-Wyss (BDP)
sagte zudem: «Es ist sicher
populär, sichgegeneineSteuer-
erhöhung zu stellen, entspricht
abernichtder realenSituation.»
Gerade imHinblick darauf,was
man der kommenden Gene-
ration hinterlasse, sei es besser,

jetzt zu handeln, statt «immer
wiederdiegleicheDiskussionzu
führen».

Passend zu den Sparbemü-
hungen der Gemeinde hatten
die FDP-Einwohnerräte Lucio
SansanoundSvenLeisi ineinem
Postulat die Frage gestellt, ob
Reinach noch ein eigenes Bau-
inspektoratbrauche.Tatsächlich
istReinachdie einzigeGemein-
de im Kanton, die ein solches
unterhält, während in allen an-
deren Gemeinden der Kanton
fürBaubewilligungenzuständig
ist. Die beiden Freisinnigen er-
warten vomGemeinderat, dass
dieser nun verschiedene Mög-
lichkeitenprüft – dasAusstellen
von Baubewilligungen könne
entweder an den Kanton abge-
geben oder inZusammenarbeit
mitNachbargemeindenorgani-
siert werden.

Nachrichten
IWBerhöhenden
Gas- undFernwärmepreis

Energie Die Industriellen Wer-
ke Basel (IWB) erhöht die Gas-
und Fernwärmetarife. Der Gas-
tarifwirdper 1.Januar imDurch-
schnitt um rund 25 Prozent
erhöht, der Fernwärmetarif um
12,25Prozent.Grund fürdiehö-
heren Preise seien die «massi-
venVerteuerungenanden inter-
nationalen Gasmärkten», wie
die IWB mitteilt. Von den hö-
heren Fernwärmetarifen seien
über 6000 Liegenschaften in
Basel-Stadt betroffen, sagt ein
Sprecher auf Anfrage. Das Gas-
versorgungsgebiet umfasst ne-
benBasel,RiehenundBettingen
29 weitere Gemeinden in der
Nordwestschweiz. (mka)

Verzögerungenbeim
ETH-Neubau

Mehrkosten Der neue Life-
Sciences-Campus der ETH auf
dem Schällemätteli-Areal in
Basel hätte eigentlich zum
Frühlingssemester 2022 eröff-
net werden sollen. Doch nun
verzögert sich der Bau, wie das
«Regionaljournal Basel Basel-
land» von SRF berichtet. Die
Verspätungbetragemindestens
ein Jahr, heisst es im Bericht.
DieMehrkostenkönnedieETH
aktuell noch nicht abschlies-
sendeinschätzen, auchüberdie
Gründe für die Verzögerung
herrsche noch Unklarheit. Die-
se werden aktuell mit dem Ge-
neralunternehmen eruiert. (bz)

Umstrittener
Stellenausbau
Gleichstellungsabteilung Das
Präsidialdepartement Basel-
Stadt möchte die Abteilung
Gleichstellung um eine halbe
Stelle aufstocken. Dies soll zur
Umsetzung desGleichstellungs-
gesetzes im Bereich LGBTIQ-
Gleichstellung dienen. Deshalb
wurde eine Aufnahme ins Bud-
get beantragt, über das heute im
GrossenRatdebattiertwird.

Die Finanzkommission
habe diese Erhöhung intensiv
diskutiert, heisst es in ihrem
Bericht. Die Diskussion drehe
sich vor allem um den Zeit-
punkt der Forderung. Das
Gleichstellungsgesetz war erst
gerade in der Vernehmlassung
und wird voraussichtlich in
etwa einem Jahr, also gegen
Ende der Budgetperiode, vom
Grossen Rat verabschiedet.

Schon die Vernehmlassung
hat gezeigt, dass es sehr unter-
schiedliche Haltungen zur
Schaffung von Stellen bei der
Umsetzung des Gesetzes gibt.
So kündigt beispielsweise auch
die SVP Basel-Stadt in einer
Medienmitteilung von gestern
an, in der Budgetdebatte Kür-
zungsanträge zu stellen,welche
die Reduktion des beantragten
Stellenzuwachses verlangen.

Die Finanzkommission
habe dem Präsidialdeparte-
ment diesbezüglich weiter-
führende Fragen gestellt, die
bis zur Verabschiedung des Be-
richts nicht vorgelegen hätten,
heisst es im Schreiben. Gegen-
über der bz wollte sich die Lei-
terin der Abteilung Gleichstel-
lung, Leila Straumann, im Vor-
feld derDebatte nicht zur Sache
äussern. (hel)

QuarantänebisHeiligabend
Der bisher grösste Corona-Ausbruch an einer Baselbieter Schule verdirbt vielen Familien dieWeihnachtsferien.

Böse Überraschung gestern in
Muttenz:Wegen einerHäufung
vonOmikron-Fällenverordnete
der Baselbieter Kantonsarzt die
sofortigeSchliessungderSekun-
darschulstandorteHinterzweien
undGründen.Kurz nachMittag
wurdendiebetroffenenFamilien
per Mail von der Schulleitung
überdieMassnahme informiert.
Jene Schülerinnen und Schüler,
die sich zurMittagszeit noch im
MuttenzerTestcenterzurUmge-
bungsabklärungaufhielten,wur-
dennacherfolgtemStäbchentest
direkt nachHause geschickt.

Laut Krisenstab machten
rundzehnOmikron-Fälle,verteilt
auf mehrere Klassen, die Mass-
nahme unumgänglich. Wegen
der gestern erfolgten, aber noch
nichtausgewertetenUmgebungs-
tests musstemit weiteren Fällen
gerechnet werden. Insgesamt
sind 650 Schülerinnen, Schüler
und Lehrpersonen vom bisher
grösstenAusbruchaneinerBasel-
bieter Schulebetroffen.

Bereits am vergangenen
FreitaghattendieBehördenauf-
grund der Omikron-Verdachts-
fälle sowie der generellen Häu-
fung von Covid-19-Fällen im
Primarschulhaus Gründen und
in der Sekundarschule Hinter-
zweien 19Klassen inQuarantä-
ne geschickt, was die faktische
Schliessung der Primarschule
bedeutete. Zusätzlichwurdedie
Umgebungsabklärung für alle
JugendlichenundLehrkräftean-
geordnet. Die Schüler wurden
im Verlauf des Sonntags über
den genauen Ablauf der Umge-
bungstests informiert.

KeineMöglichkeit
zumFreitesten
Die Konsequenzen für all diese
und ihre Familien sind beson-
ders ärgerlich.DieDirektbetrof-
fenen müssen jetzt für zehn
Tage in die Quarantäne – also
genau bis undmit Heiligabend.
EineMöglichkeit zumFreitesten
besteht wegen der verschärften

Omikron-Bestimmungen des
Bundesamts für Gesundheit
nicht. DieQuarantäne gilt auch
für alle doppelt Geimpften und
Genesenen. Einzig jene Direkt-
betroffenen, die bereits vor
mehr als zwei Wochen geboos-
tertworden sind, bleibendavon
verschont. Für Eltern und Ge-
schwister gilt die Quarantäne-
pflicht zwarnicht, dochempfahl
der Krisenstab gestern eine er-
höhte Vorsicht im Umgang mit
den betroffenen Jugendlichen,
minimale soziale Kontakte so-
wie, neben weiteren Massnah-
men, das Tragen einer FFP2-
Maske im öffentlichenRaum.

NochkeinEntscheidwegen
Ferienverlängerung
Die Nachricht, die sich gestern
in Muttenz wie ein Lauffeuer
verbreitet hat, verdirbt nun
zahlreichenFamiliendie diesen
Samstag beginnenden Weih-
nachtsferien. Statt eines Ski-
urlaubs vor denFesttagenmüs-
sen alle Betroffenen die nächs-
ten zehn Tage in den eigenen
vier Wänden verbringen. Laut
Mitteilung der Sekundarschul-
leitung ist bisEndedieser Schul-
woche, sofern möglich, Fern-
unterricht vorgesehen, aber
keineswegs in allen Klassen si-
chergestellt.

Unmutmachte sich auch in-
nerhalb der Lehrerschaft breit.
Wäre die Schulschliessung be-
reits Ende vergangener Woche
nach Auftreten der ersten Ver-
dachtsfällebeschlossenworden,
wären die Ferien weniger lang
von der Quarantäne betroffen
gewesen. Und dann hätte man
erst noch in Ruhe die Resultate
allerUmgebungstests abwarten
können, sagte ein Muttenzer
Lehrer zur bz.Eine allfälligeFe-
rienverlängerung (bzberichtete)
Anfang Januar befand sich ges-
ternbei denBehördennoch im-
mer in Diskussion. Der diesbe-
züglicheEntscheid soll aberdie-
seWoche fallen. (bos)

Basellandwill ÖV-Maskenpflicht ab sechs Jahren, Basel-Stadt Homeoffice-Pflicht

Gestern Dienstag machten die
Regierungen beider Basel pu-
blik, was sie von den Vorschlä-
gen des Bundesrats halten, die
Corona-Schutzmassnahmen zu
verschärfen. Einmal mehr zeigt
sich, dass Basel-Stadt und Ba-
selland nicht mit einer Stimme
sprechen. Das zeigt sich schon
bei der Eingangsfrage des Bun-
desrats, ob überhaupt weiter-
gehendeMassnahmen ergriffen
werden sollen. Während Basel-
Stadt mit einem eindeutigen Ja
antwortet, heisst es beim Nach-
barn trocken: «Der Kanton Ba-
sel-Landschaft ist mit der Er-
greifung weiterer Massnahmen
derzeit nicht einverstanden.»

Lediglich als «Eventualplanung»
komme dies in Frage. Diese
Grundskepsis gegenüber Ver-
schärfungen zieht sich durch die
gesamte Baselbieter Antwort.
So stellt sich die Regierung
im Gegensatz zu Basel-Stadt
gegen eine Homeoffice-Pflicht.
Auch private Treffen von nicht
immunisierten Personen im In-
nenbereich möchte Baselland
nicht einschränken. Basel-Stadt
ist dafür, wenn auch nur als Emp-
fehlung.

Einig sind sich beide Kanto-
ne, dass sie die Variante «Um-
fassende 2G-Regel» jener der
«Teilschliessungen» vorziehen.
Allerdings stellt sich Baselland

gegen die 2G-plus-Regel für Be-
reiche, in denen wederMasken-
noch Sitzpflichtmöglich ist. Inte-
ressant ist, dass die Baselbieter
Regierung punktuell dann doch
eine härtere Gangart vom Bun-
desrat fordert: So setzt sie sich
für eine generelleMaskenpflicht
ab sechs Jahren im ÖV ein. Und
bei Grossveranstaltungen for-
dert sie Kapazitätsbestimmun-
gen. Baselland stört sich daran,
dass der Bundesrat stattdessen
den Fokus auf Einschränkungen
für Gastro-, Kultur- und Klein-
betriebe gelegt habe. Für den
Landkanton ist klar: «Auf Be-
triebsschliessungen ist zu ver-
zichten.» (mn)

Dieses Jahr geht nichts mehr an der Sek Hinterzweien in Muttenz. Bild: Kenneth Nars (14.Dezember 2021)


